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Algerien: Religiöse VersammlungenAlgerien: Religiöse Versammlungen
eingeschränkteingeschränkt
IIRF-D/BA/Tübingen/14.03.24 - Pastor Youssef Ourahmane, der Vizepräsident der Protestantischen Kirche von Algerien
(EPA), wird beschuldigt, eine nicht genehmigte religiöse Versammlung in einem Gebäude abgehalten zu haben, das nicht
für religiöse Zwecke genutzt werden darf. Die Anklage bezieht sich darauf, dass Pastor Youssef im März 2023 mehrere
christliche Familien beherbergte, die sich auf einem Kirchengelände aufhielten, zu dem eine Kapelle gehört, die von den
Behörden versiegelt worden ist.

Bei seiner ersten Berufungsanhörung am 19. November 2023 wurde die ursprüngliche zweijährige Haftstrafe von Pastor
Youssef auf ein Jahr reduziert, die damit verbundene Geldstrafe von 665 € blieb jedoch unverändert.

Am 26. März wird seine 2. Berufung gegen eine Gefängnisstrafe und eine Geldstrafe vor Gericht verhandelt.

Pastor Youssef leitet in seiner Funktion als Vizepräsident der EPA, einer Vereinigung von mehr als 45 Kirchen, mehrere
Kirchengemeinden.

https://www.barnabasaid.org/de/news/pray-for-acquittal-of-algerian-pastor-at-appeal-hearing-on-26-march/
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Berg-Karabach: Empörung überBerg-Karabach: Empörung über
aserbaidschanische Kampagne gegenaserbaidschanische Kampagne gegen
BuchpräsentationBuchpräsentation
Eine geplante Buchpräsentation über Bergkarabach wurde aus Sicherheitsgründen ins Internet verlegt. VertreterEine geplante Buchpräsentation über Bergkarabach wurde aus Sicherheitsgründen ins Internet verlegt. Vertreter
Aserbaidschans hatten zuvor versucht, die Organisatoren mit verschiedenen Mitteln einzuschüchtern. Die Buchautoren sindAserbaidschans hatten zuvor versucht, die Organisatoren mit verschiedenen Mitteln einzuschüchtern. Die Buchautoren sind
empört.empört.

IIRF-D/ epd/pro/Tübingen/14.03.24 - Die Verfasser eines Buchs zum Kulturerbe von Bergkarabach protestieren dagegen,
dass eine Buchpräsentation in Berlin nach massiven Einschüchterungsversuchen nicht wie geplant stattfinden konnte. Es sei
inakzeptabel, wenn Vertreter Aserbaidschans derartigen Einfluss auf eine wissenschaftliche Veranstaltung nehmen können,
sagte die Mitherausgeberin und Ostkirchen-Expertin Dagmar Heller am Mittwoch dem Evangelischen Pressedienst (epd). Die
Veranstaltung der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) und der CDU-nahen Konrad-Adenauer-Stiftung war
wegen Sicherheitsbedenken ins Internet verlegt worden.

Ursprünglich wollten Heller, die Leiterin des „Konfessionskundlichen Instituts Bensheim“, und die Mitherausgeber ihr Buch
„Das kulturelle Erbe von Arzach“ auch im Gebäude der DGAP vorstellen. Aserbaidschanische Diplomaten und staatsnahe
aserbaidschanische Organisationen hatten eine Absage der Veranstaltung gefordert. Vertreter der aserbaidschanischen
Diaspora hatten zudem eine Demonstration vor dem Sitz der DGAP angemeldet.

„Es gab eine Flut an E-Mails und Direktnachrichten an die Organisatoren und sogar an die ehemaligen Direktoren der DGAP“,
sagte eine Sprecherin der Gesellschaft dem epd. Einige davon seien in ausfallendem Ton verfasst worden. Auch die DGAP
kritisierte die „massiven Versuche der Einflussnahme durch die Botschaft und aserbaidschanische Interessengruppen“.
Allerdings sei durch die Verlagerung ins Internet gewährleistet gewesen, dass die geplante Vorstellung und die Diskussion
doch hätten stattfinden können.

Heller hält die Sorge der Armenier um das armenische Kulturerbe in Bergkarabach für berechtigt. In der einst ebenfalls von
Armeniern bewohnten aserbaidschanischen Exklave Nachitschewan seien Zeugnisse der armenischen Kultur wie Kirchen und
Friedhöfe systematisch vernichtet worden, was durch Auswertung von Satellitenbildern belegbar sei. Auch in Bergkarabach
gebe es Zerstörungen, aber bislang noch keine geplante Beseitigung aller armenischen Spuren. Aserbaidschan bestreitet
Übergriffe gegen christlich-armenische Kulturgüter und wirft stattdessen den Armeniern vor, sie hätten Zeugnisse der
islamisch-aserbaidschanischen Kultur zerstört.

In dem jahrzehntelangen Konflikt zwischen den Kaukasusrepubliken Armenien und Aserbaidschan hatte Aserbaidschan 2023
militärisch die vollständige Kontrolle über die von Armeniern besiedelte, aber völkerrechtlich zu Aserbaidschan gehörende
Region Bergkarabach zurückerlangt, die sich 1991 einseitig für unabhängig erklärt hatte. Die Zivilbevölkerung der Region
ergriff daraufhin geschlossen die Flucht nach Armenien.

Quelle: www.pro-medienmagazin.de/empoerung-ueber-aserbaidschanische-kampagne-gegen-buchpraesentation
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Deutschland: AbtreibungsbefürworterDeutschland: Abtreibungsbefürworter
attackieren Gebetsmahnwacheattackieren Gebetsmahnwache
(idea) Nach Angaben der Aktion „40 Tage für das Leben“ haben rund 20 Linksextremisten am 1. März die Teilnehmer einer
Gebetsmahnwache für ungeborene Kinder in Frankfurt am Main attackiert. Laut einer Pressemitteilung der Aktion fand die
vom Ordnungsamt genehmigte Gebetsversammlung rund 30 Meter entfernt von der Beratungsstelle der
Abtreibungsorganisation „Pro Familia“ statt. Die Linksextremisten hätten den Teilnehmern körperliche Gewalt angedroht,
sie beleidigt und außerdem versucht, sie durch aggressives Auftreten mit übergezogenen Kapuzen einzuschüchtern, so die
Lebensschutzorganisation.

Als die Beter sich nicht entfernten, hätten die Extremisten von einer nahegelegenen Baustelle Mülltonnen, E-Scooter und
Holzpaletten herbeigeschafft und sie in unmittelbarer Nähe der Gebetsversammlung mannshoch aufgetürmt.

Vorwürfe gegen die PolizeiVorwürfe gegen die Polizei

Die herbeigerufene Polizei sei erst nach rund 20 Minuten eingetroffen, heißt es weiter in der Pressemitteilung. Daraufhin
hätten sich die Angreifer vor den Eingang der „Pro Familia“-Beratungsstelle zurückgezogen. „Anstatt den Sachverhalt zu
klären und die notwendigen polizeilichen Maßnahmen gegen die Störer und die Verdächtigen zu ergreifen, wurden die Opfer
durch die Polizei zur Ruhe ermahnt und aufgefordert, die Barrikaden wegzuräumen“, so die Pressemitteilung.

Die Beamten hätten es trotz mehrfacher höflicher Bitte der Versammlungsleiterin der Gebetsmahnwache in schroffem Ton
abgelehnt, eine Strafanzeige und die Personalien der Störer aufzunehmen, die sich weiterhin in unmittelbarer Nähe
aufgehalten hätten. Die Weigerung sei von den Polizisten u.a. mit angeblich unzureichenden Deutschkenntnissen der
Versammlungsleiterin begründet worden.

Gegenveranstaltung: „Fit gegen Fundis boxen“Gegenveranstaltung: „Fit gegen Fundis boxen“

Der Leiter der Pressestelle der Frankfurter Polizei, Polizeihauptkommissar Thomas Hollerbach, erklärte zu den Vorwürfen auf
Anfrage von IDEA, in der Nähe der Gebetsmahnwache habe eine angemeldete und genehmigte Gegenveranstaltung mit dem
Titel „Fit gegen Fundis boxen“ stattgefunden. Dabei seien u.a. „Schattenkickboxübungen“ gezeigt worden. Durch die
Teilnehmer beider Veranstaltungen sei es zu ständigen verbalen Provokationen der jeweiligen Gegenseite gekommen.

Die Polizei habe zusätzliche Einsatzkräfte entsandt, um die Lage zu beruhigen. Die Beamten hätten keine weitere Eskalation
beobachtet und keine strafbaren Handlungen festgestellt.

 

5 / 26



Evangelische Allianz in Deutschland - AKREF Nachrichten 08.03.2024

Deutschland: Abtreibungspropaganda zutiefstDeutschland: Abtreibungspropaganda zutiefst
frauenfeindlichfrauenfeindlich
(idea) „Die rein ideologisch motivierte Abtreibungspropaganda ignoriert die wirkliche Situation von Frauen und ist zutiefst
frauenverachtend.“ Das erklärte die Vorsitzende des Bundesverbandes Lebensrecht (BVL), Alexandra Linder (Willich),
anlässlich des Internationalen Frauentags am 8. März.

Sie greift dabei die Aufnahme der „Freiheit zur Abtreibung“ in die französische Verfassung auf. Dies sei ein schwarzer Tag für
„die Grundrechte von Frauen und vorgeburtlichen Kindern“. Beide Parlamentskammern des Landes hatten am 4. März den
Beschluss mit großer Mehrheit gefasst.

Linder verweist darauf, dass Frankreich damit in die „Fußstapfen“ des kommunistisch-diktatorisch regierten Jugoslawiens
(1945 –1992) trete, das bisher das erste und einzige Land gewesen sei, dass ein solches Recht in die Verfassung
aufgenommen habe. Ab jetzt habe in Frankreich „jede Frau die ‚garantierte Freiheit‘, eine ‚freiwillige
Schwangerschaftsunterbrechung vornehmen zu lassen‘.“ Damit stehe aber das Grundrecht des medizinischen Personals auf
Gewissensfreiheit auf dem Spiel, so Linder weiter. Die gesellschaftspolitische Arbeit für das Lebensrecht aller Menschen
werde eingeschränkt.

Die Befristung der vorgeburtlichen Kindstötungen in Frankreich – aktuell die 16. Schwangerschaftswoche – sei nun
verfassungswidrig. Abtreibungen müssten also bis zur Geburt ermöglicht werden. „Aufgrund ihres Geschlechts
unerwünschte Mädchen sowie Kinder mit genetischen Besonderheiten oder Krankheiten werden von dieser endgültigen
Freigabe der vorgeburtlichen Kindstötung besonders betroffen sein.“

Abtreibung löst keine Probleme von FrauenAbtreibung löst keine Probleme von Frauen

Dabei sei weltweit festzustellen, dass die Gleichberechtigung von Frauen nirgendwo durch Abtreibungen, sondern durch
Bildung und politisch geförderten Respekt vor Frauen begünstigt werde. „Die Müttersterblichkeit lässt sich nicht durch
Abtreibung senken, sondern durch Gesundheitsversorgung. Das brutale Verbrechen der Vergewaltigung wird nicht durch
Abtreibung gelöst, sondern durch Respekt vor und Stärkung von Frauen.“

Unterdessen würden Mädchen missbraucht, zur Abtreibung und danach wieder in ihre frauenfeindliche Lebenssituation
geschickt, etwa in Chile. Frauen müssten als Prostituierte arbeiten, erhielten illegale Abtreibungsmittel von internationalen
Organisationen (zum Beispiel in Uganda) und würden in die ungewollte Prostitution zurück entlassen.

In Deutschland ließen bis zu zwei Drittel der Frauen nur deshalb eine vorgeburtliche Kindstötung vornehmen, weil sie vor
allem von Männern unter Druck gesetzt würden.

 

6 / 26

https://www.idea.de/artikel/recht-auf-abtreibung-warum-frankreich-auf-dem-falschen-weg-ist


Evangelische Allianz in Deutschland - AKREF Nachrichten 15.03.2024

Deutschland: Kritik an Ramadan-BeleuchtungDeutschland: Kritik an Ramadan-Beleuchtung
vom Ex-Muslimvom Ex-Muslim
Der deutsch-ägyptische Publizist Hamed Abdel-Samad nennt die Aktion in Frankfurt am Main „kontraproduktiv“.Der deutsch-ägyptische Publizist Hamed Abdel-Samad nennt die Aktion in Frankfurt am Main „kontraproduktiv“.

(idea) Der deutsch-ägyptische Politikwissenschaftler und Publizist Hamed AbdelSamad hat scharf kritisiert, dass die
Innenstadt von Frankfurt am Main erstmals zum islamischen Fastenmonat Ramadan (11. März bis 9 April) beleuchtet wird.
Zu sehen ist eine Dekoration mit Halbmonden, Sternen, Laternen und Schriftzügen „Happy Ramadan“. Die
Anschaffungskosten für die Beleuchtung betragen laut Bürgermeisterin Nargess Eskandari-Grünberg (Bündnis 90/Die
Grünen) 75.000 Euro. Die Aktion sei ein Zeichen der Hoffnung und stärke den Zusammenhalt in der „diversen
Stadtgesellschaft“. Es seien „Lichter des Miteinanders, gegen Vorbehalte, gegen Diskriminierungen, gegen
antimuslimischen Rassismus und auch gegen Antisemitismus“. Abdel-Samad äußerte sich in einem Beitrag für die Neue
Zürcher Zeitung. Er bezeichnet die Aktion angesichts der angespannten gesellschaftlichen Stimmung hinsichtlich Islam und
Migration als „naive und kontraproduktive Symbolpolitik“. Der Bestsellerautor glaubt nicht, dass solche Initiativen zur
Integration von Muslimen beitragen. Weder der laute Gebetsruf noch die Ramadan-Beleuchtung förderten die Integration
und die Toleranz in Deutschland, sondern stattdessen „den Triumphalismus und den Chauvinismus der Islamisten, die
wiederum die Wut und den Chauvinismus der Rechtsradikalen provozieren“.

Der Islam wird bevorzugtDer Islam wird bevorzugt

Der durchschnittliche Muslim mag sich laut Abdel-Samad freuen, wenn er den Ruf des Muezzins hört oder die Ramadan-
Beleuchtung auf der Straße sieht. An seinem Leben oder seiner Einstellung werde sich dadurch nichts ändern. „Der
durchschnittliche Deutsche hingegen mag sich fragen, warum der Weihnachtsmarkt in manchen Städten nicht mehr
Weihnachtsmarkt, sondern Wintermarkt heißen soll, damit sich Muslime nicht ausgeschlossen fühlen. Und gleichzeitig
werden aber Symbole in den Innenstädten aufgehängt, um muslimische Präsenz zu demonstrieren.“ Das könne zur Frage
führen: „Ist das nicht Selbstverleugnung unter dem Deckmantel der Toleranz?“ Nichtmuslimische Migranten wiederum
könnten sich fragen, warum der Islam hier bevorzugt werde.
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Deutschland: Ministerium zieht umstrittenenDeutschland: Ministerium zieht umstrittenen
Bericht zur Muslimfeindlichkeit zurückBericht zur Muslimfeindlichkeit zurück
Text war wohl so schlecht recherchiert, dass nicht einmal eine Redaktion des €15.000.000,- teuren Fiaskos in Frage kamText war wohl so schlecht recherchiert, dass nicht einmal eine Redaktion des €15.000.000,- teuren Fiaskos in Frage kam

(idea) 

Das Bundesinnenministerium (BMI) hat einen umstrittenenen Bericht mit dem Titel „ Muslimfeindlichkeit – Eine deutsche
Bilanz“ zurückgezogen. Er bleibe offline und verbliebene Druckexemplare würden entsorgt, berichtete „rbb24 Recherche“
unter Berufung auf ein Schreiben des BMI an das Verwaltungsgericht Berlin.

In dem im Juni 2023 veröffentlichten Bericht werden Islamismus-Kritiker namentlich genannt, darunter der Publizist
Henryk M. Broder und die Islamismus-Expertin Sigrid Herrmann. Sie sehen sich dadurch in ihrem Ruf geschädigt und klagten
gegen den Bericht – zum Teil mit Erfolg.

Das BMI hat die Studie nach eigenen Angaben mit 1,5 Millionen Euro gefördert. Der 400-seitige Bericht stammt vom
„Unabhängigen Expertenkreis Muslimfeindlichkeit“, dem unter anderen Islamwissenschaftler und Antirassismus-Experten
angehörten. Kritikern zufolge sollen aber auch islamististische Akteure mitgewirkt haben.

Das Ministerium erklärte auf Anfrage von „rbb24 Recherche“, es habe stets deutlich gemacht, „dass dies kein Bericht des
BMI ist, sondern ein Bericht eines unabhängigen Expertenkreises, der vom BMI lediglich veröffentlicht worden ist“. Man
werde ihn künftig nicht mehr in einer Weise veröffentlichen, dass er „als amtliche Äußerung des BMI zugerechnet werden
könne“.

Der in der Publikation genannte CDU-Innenpolitiker Christoph de Vries bezeichnete es als eine „krachende Niederlage“ der
Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD), dass das BMI den Bericht nun auf gerichtliche Weisung wieder einkassiere.

Dieser sei missbraucht worden, um Islamismus-Kritiker wie Broder und Herrmann sowie die CDU/CSU-Fraktion zu
diffamieren und mundtot zu machen. De Vries forderte Faeser auf, sich bei den Betroffenen zu entschuldigen.

Lesen Sie hier einen Kommentar zum umstrittenen BMI-Bericht von IDEA-Leiter Dennis Pfeifer.
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Frankreich: Lebensschützer beklagen „schwarzenFrankreich: Lebensschützer beklagen „schwarzen
Tag für die Grundrechte“Tag für die Grundrechte“
Die französische Verfassung wird um eine „garantierte Freiheit“ der Frau auf Abtreibung ergänzt. Das erzürnt denDie französische Verfassung wird um eine „garantierte Freiheit“ der Frau auf Abtreibung ergänzt. Das erzürnt den
Bundesverband Lebensrecht. Er bezeichnet den Beschluss als „schwarzen Tag für die Grundrechte von Frauen“.Bundesverband Lebensrecht. Er bezeichnet den Beschluss als „schwarzen Tag für die Grundrechte von Frauen“.

IIRF-D/pro/Tübingen/14.03.24 - Mit einem Beitrag von Johannes Blöcher-Weil am 8. März 2024berichtet das evangelikale
pro-medienmagazin über den unglücklichen Ausgang der parlamentarischen Beratungen in Frankreich zum Thema
Abtreibung (wir berichteten):

»Das französische Parlament hat am Montag mit großer Mehrheit die „Freiheit zur Abtreibung“ in die Verfassung
aufgenommen. Von über 850 Parlamentariern stimmten nur 72 Abgeordnete mit Nein. Für den Bundesverband Lebensrecht
ist dieser Beschluss ein „schwarzer Tag“: sowohl für die Grundrechte von Frauen als auch für die der vorgeburtlichen Kinder.

Frankreich ist neben dem früheren Jugoslawien erst das zweite Land, das ein solches Gesetz verabschiedet. In Frankreich
hat damit jede Frau die „garantierte Freiheit“, eine freiwillige Schwangerschaftsunterbrechung vornehmen zu lassen. Für die
Vorsitzende des Bundesverbands Lebensrecht, Alexandra Maria Linder, steht damit das Grundrecht des medizinischen
Personals auf Gewissensfreiheit auf dem Spiel.

Einer garantierten Freiheit dürfe sich niemand verweigern, heißt es in der Pressemitteilung des Verbands. Eine Befristung
der Abtreibung sei jetzt verfassungswidrig und müsse bis zur Geburt ermöglicht werden. Linder sieht darin vor allem eine
Gefahr für Kinder mit genetischen Besonderheiten oder Krankheiten.

„Abtreibungs-Ideologie wird vorangetriebenAbtreibungs-Ideologie wird vorangetrieben“

Viel wichtiger als das Recht auf Abtreibung sei es, durch Bildung und politisch geförderten Respekt Frauen zu stärken. Linder
bemängelt, dass es hier lediglich darum gehe, die Abtreibungs-Ideologie weiter voranzutreiben. Zwei von drei Frauen
würden dies tun, weil ihre Männer sie unter Druck setzen.

Mit dem Beschluss verstoße Frankreich auch gegen die Kinderrechtskonvention. Diese gewähre jedem Kind ein inhärentes
Recht auf Leben. Linder befürchtet, dass mit Menschen im frühesten Stadium ihrer Entwicklung, die rechtlos und
ungeschützt sind, geforscht wird und man sie „bei unpassender Beschaffenheit wegwerfen, abtreiben und verwerten kann“.

Viele Franzosen hatte den Beschluss gefeiert. Laut tagesschau.de hatten sich 86 Prozent der Franzosen für eine völlige
Liberalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen ausgesprochen. Die Befürworter meinten, dass jede Frau über ihren Körper
allein entscheiden dürfe.

Abtreibungsgegner hatten in der Nähe des Kongresses in Versailles protestiert. Die katholische Kirche hatte einen Beschluss
im Vorfeld massiv kritisiert. In Frankreich sind Abtreibungen bis zur zehnten Schwangerschaftswoche seit 1975 straffrei.
Aktuell können Schwangere sogar bis zur 14. Woche abtreiben, die Kosten übernimmt die Krankenkasse.

Ähnliche Bestrebungen in DeutschlandÄhnliche Bestrebungen in Deutschland

In Deutschland hat anlässlich des Weltfrauentags ein Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung eine Petition gegen die
Strafbarkeit von Abtreibungen gestartet. Die Initiatorinnen fordern darin, dass die Beratungspflicht bei Abtreibungen
abgeschafft und die Kosten für jeden Schwangerschaftsabbruch übernommen werden.

Unterzeichnet hat die Petition auch die Gießener Ärztin Kristina Hänel. Sie war wegen des damals noch gültigen
sogenannten Werbeverbots für Schwangerschaftsabbrüche verurteilt worden. Der Bundestag hatte den entsprechenden
Paragrafen 219a im Jahr 2022 aufgehoben. Aktuell prüft die Bundesregierung, ob und wie der Schwangerschaftsabbruch
außerhalb des Strafgesetzbuchs geregelt werden kann. Dazu soll Mitte April ein Papier vorliegen.

Quelle: https://www.pro-medienmagazin.de/lebensschuetzer-parlamentsbeschluss-schwarzer-tag-fuer-die-grundrechte
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Indien: Indien: Bundesstaat Assam kriminalisiert GebeteBundesstaat Assam kriminalisiert Gebete
für Krankefür Kranke
Ein vorgeschlagenes Verbot von "magischen Heilungen" soll Evangelisation in Assam eindämmen.Ein vorgeschlagenes Verbot von "magischen Heilungen" soll Evangelisation in Assam eindämmen.

Ein vorgeschlagenes Verbot von "magischen Heilungen" soll Evangelisation inEin vorgeschlagenes Verbot von "magischen Heilungen" soll Evangelisation in
Assam eindämmen.Assam eindämmen.

IIRF-D/CT/Tübingen/12.03.24 - Die weltweit bekannteste christliche Zeitschrift „Christianity Today“ hat mit einem Beitrag
von Surinder Kaur|(11. März 2024) auf eine brisante Entwicklung in Nordindien hingewiesen. In ganz Indien erfahren
Menschen Heilung durch das Gebet in Jesu Namen. Hindutva Aktivisten ist das ein Dorn im Auge. Es frustriert sie zu sehen,
wie Angehörige der Adivasi Naturvölker, die als Kastenlos im hinduistischen System gelten, von der Allmacht Gottes in
Christus durch seine Machterweise überzeugt werden und das Verlangen bekommen, Jesus nachzufolgen.

Neuerdings haben BJP Regierungsmitglieder im Bundesstaat Assam einen Gesetzesentwurf vorgelegt, der Gebet um Heilung
unter Strafe stellen soll“:

»Staatliche Gesetzgeber in Indien versuchen, die Evangelisation mit einem Verbot von "magischen Heilungen"
einzuschränken. Das Verbot könnte Christen, die Gebete oder andere "nicht-wissenschaftliche" Praktiken anbieten, um
kranke Menschen zu trösten, strafbar machen.

Im vergangenen Monat stellte der nordöstliche Bundesstaat Assam den Gesetzentwurf vor, der nach Ansicht christlicher
Führungskräfte auf unfaire Weise auf den Brauch ihrer Gemeinschaft für die Kranken zu beten abzielt. Kirchliche
Heilungstreffen in Indien haben wohl Menschen zu Christus hingezogen, aber die Christen vor Ort bestehen darauf, dass das
Gebet eine legitime, universelle spirituelle Praxis ist und kein unethisches Werkzeug zur Bekehrung, wie Hindu-
Nationalisten behaupteten.

Das vorgeschlagene Verbot, das  am 26. Februar von der 126-köpfigen Staatsversammlung verabschiedet wurde, besagt
Folgendes:

Niemand darf sich an Heilpraktiken und magischer Heilverbreitung zur Behandlung von Krankheiten, Störungen oder
Zuständen im Zusammenhang mit der Gesundheit einer Person (in Bezug auf den menschlichen Körper) beteiligen, die
direkt oder indirekt einen falschen Eindruck von einer Behandlung zur Heilung von Krankheiten, Schmerzen oder Problemen
der menschlichen Gesundheit erwecken.

Jeder Ersttäter kann mit ein bis drei Jahren Gefängnis, einer Geldstrafe von 50.000 Rupien (etwa 600 US-Dollar) oder
beidem rechnen. Eine weitere Verurteilung kann zu einer Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren und/oder einer Geldstrafe
von 100.000 Rupien (ca. 1.200 USD) führen.

Das Gesetz muss vom indischen Präsidenten ratifiziert werden, um in Kraft zu treten. Die Leiter der Versammlung in Assam
sagen, dass das Heilungsverbot nicht auf eine bestimmte Religion abzielt, aber sie waren sich darüber im Klaren, dass sie
Evangelisation und Bekehrung einschränken wollen.

"Wir wollen die Evangelisation in Assam eindämmen, also in diese Richtung, das Verbot der Heilung ... wird ein sehr, sehr
wichtiger Meilenstein sein", sagte Himanta Biswa Sarma, der Ministerpräsident von Assam. Der Bundesstaat wird von der
hindu-nationalistischen Bharatiya Janata Party (BJP) regiert, der nationalen Regierungspartei von Premierminister
Narendra Modi.

"Heilung ist ein sehr, sehr heikles Thema, das benutzt wird, um indigene Völker zu bekehren", sagte Sarma. "Wir werden
[diesen Gesetzentwurf] pilotieren, weil wir glauben, dass der religiöse Status quo sehr wichtig ist. Wer auch immer Muslim
ist, der soll Muslim sein; wer Christ ist, der sei Christ; wer Hindu ist, soll Hindu bleiben, damit es ein angemessenes
Gleichgewicht in unserem Staat geben kann."
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Der Gesetzentwurf wurde von der christlichen Gemeinschaft und der Oppositionspartei kritisiert.

Das Assam Christian Forum (ACF), ein Dachverband aller christlichen Kirchen in Assam, hat sich gegen das Verbot als
Verletzung der Religionsfreiheit und gegen die Charakterisierung des Gebets als "magische Heilung" durch den Gesetzgeber
ausgesprochen.

"Das Gebet ist eine universelle Praxis in allen Religionen, die verwendet wird, um Gott um Heilung anzurufen", erklärte das
Forum. "Es als magische Heilung zu bezeichnen, vereinfacht die tiefen spirituellen Dimensionen des Glaubens und des
Lebens zu sehr."

Andere Gläubige warnen, das sei die falsche Antwort auf den Hindu-Nationalismus.

ACF stellte klar, dass christliche Gebete um Heilung Akte des Mitgefühls sind, nicht der Bekehrung. Laut dem Sprecher des
Forums, Allen Brooks, sind die Verantwortlichen besorgt, dass jedes Gebet, auf das Heilung folgen könnte, als "ein Motiv für
die Bekehrung der anderen Person zum Christentum" wahrgenommen werden könnte, in welchem Fall "jeder ins Gefängnis
wandern wird".

Im Nachbarstaat Nagaland kritisierte der Rat der Chakhesang Baptist Church das Assam-Gesetz, weil es christliche Praktiken
in einem säkularen Land zu Unrecht verbiete. Der Rat lobte seinen eigenen Bundesstaat für die Wahrung des Rechts auf
Religionsfreiheit.

Der Exekutivsekretär des Rates, C. Cho-o, erhob ebenfalls Einwände gegen den Begriff "magische Heilung" als
Pauschalverneinung übernatürlicher Eingriffe. "Heilung ist das Werk Gottes, nicht das Werk von Christen", sagte er. "Wenn
also göttliche Heilung stattfindet, können Christen keine Verantwortung übernehmen, noch könnten sie (durch dieses
Gestetz) dafür verantwortlich gemacht werden!"

Das vorgeschlagene Gesetz, das offiziell als Assam Healing (Prevention of Evil) Practices Bill, 2024 bezeichnet wird, würde
 alle "nicht-wissenschaftlichen Heilpraktiken mit Hintergedanken zur Ausbeutung unschuldiger Menschen " kriminalisieren.

Neben den Strafbestimmungen ermächtigt der Gesetzentwurf die Polizei, "alle Veranstaltungen innerhalb der örtlichen
Grenzen der Gerichtsbarkeit einer solchen Person zu betreten und zu inspizieren, wenn sie Grund zu der Annahme hat, dass
eine Straftat nach diesem Gesetz begangen wurde oder wahrscheinlich begangen wird". Es gibt den Beamten freie Hand,
jede Werbung, jede Aufzeichnung oder jedes Dokument als Beweismittel zu beschlagnahmen.

Heilungstreffen sind in Indien weit verbreitet und haben viele Menschen zu Christus hingezogen, nachdem sie persönlich
Heilung erfahren oder die Genesung ihrer Angehörigen beobachtet haben. Einheimische Christen können von Zeugnissen
über die Kraft der Heilung für die Gemeinde berichten. (Sie teilten die Antworten aus Sicherheitsgründen anonym mit CT.)

Ein Leiter sah, wie Heilungen ein Einstiegspunkt für das Evangelium sein können und Menschen anziehen, die nach einer
Antwort auf ihr körperliches Leiden suchen.

"Zeichen und Wunder gibt es zuhauf, und viele Menschen lernen Jesus zuerst als Heiler kennen und dann, wenn sie mit ihm
wandeln, als ihrem Herrn und Erlöser ", sagte er. "Aber dies als Verschwörung oder Magie zu bezeichnen, wäre eine
Verkennung der Wirklichkeit. Es steckt definitiv nichts Böses dahinter, sondern die Gnade Gottes."

Eine Konvertitin erzählte, wie transformativ der Heilungsdienst für sie in den drei Jahren war, seit sie in die Kirche geht.

"Meine Familie war von Anfällen von Krankheiten und Leiden umgeben. Seit ich begonnen habe, Christus nachzufolgen, und
meine Familie sich mir angeschlossen hat, haben wir uns von der Knechtschaft der Krankheit befreit", sagte sie CT.

Rechtsgerichtete Hindu-Gruppen behaupten seit Jahren  , dass christliche Gruppen unter dem Deckmantel von
"Heilungskreuzzügen" in Indien unethische Bekehrungstaktiken anwenden. Sie haben Christen beschuldigt, Aberglauben
zu verbreiten, falsche Behauptungen über Wunderheilungen aufzustellen und Täuschung zu benutzen, um Menschen,
insbesondere aus wirtschaftlich benachteiligten Gemeinschaften, zum Christentum zu bekehren.

Der Organizer, eine wöchentliche Publikation, die mit der BJP in Verbindung steht, veröffentlichte einen Sonderbericht,  in
dem es hieß, dass das Assam-Gesetz christliche Missionare daran hindern wird, "Dorfbewohner mit magischen Heilungen"
anzulocken und Stammesangehörige zu bekehren.

Das Assam Tribal Christian Coordination Committee (ATCCC) hat an die Regierung appelliert,  den Gesetzentwurf zu
überarbeiten, und seine Besorgnis darüber geäußert, dass seine derzeitige Formulierung missbraucht werden könnte, um
die christliche Gemeinschaft anzugreifen.

Wie andere örtliche Christen erklärte auch die ATCCC, dass der Gesetzentwurf "magische Heilung" nicht mit Missionierung
oder Bekehrung in Verbindung bringen sollte, da die christliche Kirche darauf abzielt, Jesu Lehren der Liebe und des
Friedens zu verbreiten.
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Das Komitee forderte den Ministerpräsidenten auf, die Integrität des Gesetzes zu gewährleisten und die säkularen Prinzipien
der Verfassung des Landes beizubehalten, während es verabschiedet wird, da es befürchtet, dass seine derzeitige Form mehr
Schaden als Nutzen anrichten könnte.

Der Angami Baptist Church Council (ABCC) aus Nagaland verurteilte das Assam-Gesetz als einen Versuch, die christliche
humanitäre Arbeit ins Visier zu nehmen, indem göttliche Heilung irreführend mit "Magie" gleichgesetzt wird, die für
Bekehrungen missbraucht würde. Darin hieß es, dass christliches Heilen Wissenschaft und Gebet verbinde, und nichts mit
Magie zu tun habe.

Der Rat forderte die "Bruderstaaten" Nordostindiens auf, eine friedliche Koexistenz zu fördern, anstatt durch solche
diskriminierenden Gesetze Spaltung zu säen.

Ein Pastor in Guwahati, der größten Stadt Assams, glaubt, dass das Verbot nicht lange Bestand haben wird, selbst wenn es
in Kraft tritt.

"In Assam haben wir sowohl Stammesangehörige als auch Nicht-Stammesangehörige, die sich nicht an das Gesetz halten,
das im Bundesstaat auferlegt wird", sagte Kamleshwar Baglary von der Harvest Baptist Church.

Er glaubt, dass Migranten aus anderen Bundesstaaten für das jüngste politische Chaos in Assam verantwortlich sind.

"Die meisten Leute, die von den fundamentalistischen Hindu-Organisationen benutzt werden, sind bezahlte Akteure, die
ihren Plan im Staat umsetzen sollen", sagte Baglary. "Sie können Assam nicht mit ihren Ideologien regieren."

Als Reaktion auf den Gesetzentwurf äußerte sich die ACF auch besorgt über die Forderungen von pro-hinduistischen,
rechten Gruppen wie Sanmilito Sanatan Samaj und Kutumba Surakshya Parishad, die gefordert haben, dass Schulen
christliche Symbole wie Statuen von Jesus und Maria entfernen, da die Einrichtungen angeblich für religiöse
Bekehrungsaktivitäten missbraucht würden.

Die Situation ist eskaliert, als antichristliche Plakate an die Wände mehrerer christlicher Schulen geklebt wurden, darunter
die Don-Bosco-Schule, die St. Mary's School und die Carmel School. Diese Plakate dienen als Ultimatum, religiöse Symbole
innerhalb eines bestimmten Zeitrahmens zu entfernen. Die Anti-Heilung Gesetzgebung in Assam hat nur Öl ins Feuer
gegossen.

Brooks, der Sprecher der ACF, verteidigte die Schulen als Chancengleichheit jenseits von Kaste, Glaube und Geschlecht und
stellte klar, dass die Heilungsgebete der ACF nicht gedacht sind, um Menschen zu bekehren.

Er argumentierte, dass das neue Gesetz auf unfaire Weise auf die Praktiken der christlichen Gemeinschaft abzielt und ihren
langjährigen Dienst an der Gesellschaft von Assam untergräbt. Christliche Missionen haben dazu beigetragen, die
assamesische Sprache zu bewahren und Bildungseinrichtungen zu errichten, die viele namhafte Persönlichkeiten
hervorgebracht haben, darunter ehemalige Ministerpräsidenten und Oberste Richter.

"Unsere Zukunft als Nation liegt in unserer Vielfalt, während wir die Individualität des anderen respektieren", sagte er.«

Quellen: IIRF-D und CT www.christianitytoday.com/news/2024/march/india-healing-ban-bill-assam-christian-evangelism-
pray-bjp.html
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Indonesien: Bekannter MenschenrechtsverletzerIndonesien: Bekannter Menschenrechtsverletzer
zum Präsidenten gewähltzum Präsidenten gewählt
International Christian Concern - Obwohl sich die offiziellen Ergebnisse bis März verzögern, hat Prabowo Subianto den Sieg
bei den Präsidentschaftswahlen in Indonesien im Februar errungen. In Erwartung der Bestätigung in den kommenden
Wochen hat Prabowo fast 59% der ausgezählten Stimmen erhalten, und es fehlen nur noch wenige.

Prabowo war früher Verteidigungsminister Indonesiens und ist der Schwiegersohn des ehemaligen Diktators Suharto. Als
Sonderkommandant unter Suhartos Regime wurde Prabowo aus dem Militär entlassen, weil ihm vorgeworfen wurde, an der
Entführung und Folterung von prodemokratischen Aktivisten im Jahr 1998 beteiligt gewesen zu sein. Die Entführungen
führten zum Verschwinden von 20 Aktivisten, von denen 13 noch immer vermisst werden.

Infolge dieser Verstöße verhängten die USA ein Einreiseverbot gegen Prabowo. Sowohl Trump als auch Biden haben
Prabowo jedoch eingeladen, Washington in seiner Funktion als Verteidigungsminister ab 2020 zu besuchen. Der neue
Präsident hat seine Religionszugehörigkeit nicht öffentlich bestätigt, aber viele, die ihm nahe stehen, beschreiben seine
Religion als nicht-frommen Muslim. Von den 277,3 Millionen Menschen in Indonesien bezeichnen sich 87,2 % als Muslime.
Außerdem gibt es in dem Land 7 % Protestanten und 2,9 % Katholiken.

Die offizielle Verfassung garantiert die Religionsfreiheit, besagt aber auch, dass "die Bürger gesetzlich festgelegte
Beschränkungen akzeptieren müssen, um die Rechte anderer zu schützen und um 'gerechte Forderungen aufgrund von
Erwägungen der Moral, der religiösen Werte, der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung in einer demokratischen
Gesellschaft' zu erfüllen", so der U.S. International Religious Freedom Report von 2022.

Indonesien hält die Blasphemiegesetze aufrecht und hat allein im Jahr 2022 mehrere Christen verhaftet, darunter den
christlichen YouTuber Muhammad Kace, der nach seiner Konversion zum Christentum mehrere islamkritische Videos
veröffentlichte. Die indonesische Regierung verurteilte Kace wegen Blasphemie und Hassreden zu 10 Jahren Gefängnis.

Die Sicherheit von Christen in Indonesien war in den letzten Jahren weiterhin prekär, und es gab viele Einschränkungen für
die Aktivitäten von Christen. Aufgrund seiner früheren Verstrickungen in Menschenrechtsverletzungen zögern viele
internationale Akteure, Prabowo zu seinem Amt zu gratulieren.

Der Geschäftsführer der indonesischen Menschenrechtsgruppe Imparsial, Gufron Mabruri, sagte: "Prabowos Wahl schafft
nicht nur einen schlechten Präzedenzfall für die Verfolgung von Staatsverbrechen, die von der vorherigen Regierung
begangen wurden. Sie wird auch die Durchsetzung der Menschenrechte in der Zukunft schwächen."

Quelle: International Christian Concern; www.persecution.org

Aus dem Englischen übersetzt und überarbeitet von AKREF
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Kongo DR: M23-Rebellengruppe gewinnt anKongo DR: M23-Rebellengruppe gewinnt an
Boden, während sich die UN-TruppenBoden, während sich die UN-Truppen
zurückziehenzurückziehen
International Christian Concern - Nach zwei Tagen heftiger Kämpfe im Osten der Demokratischen Republik Kongo (DRC), bei
denen die Stadt Nyanzale an die Terrororganisation M23 fiel, mussten diese Woche mehr als 100.000 Zivilisten aus ihren
Häusern fliehen, heißt es in einer UN-Erklärung. Nyanzale liegt in der Provinz Nord-Kivu und ist nur 130 km von Goma
entfernt, der Hauptstadt und größten Stadt der Provinz, die derzeit von den kongolesischen Streitkräften kontrolliert wird.

Über ein Dutzend Zivilisten, darunter auch Kinder, wurden bei den Angriffen in dieser Woche in Nyanzale getötet, wie
offizielle Stellen in den Medien berichteten. Obwohl genaue Zahlen schwer zu erhalten sind, schätzen Experten, dass seit
1996 etwa sechs Millionen Menschen in dem bewaffneten Konflikt ums Leben gekommen sind.

Die Vereinigten Staaten und viele andere Regierungen beschuldigen das Nachbarland Ruanda, die M23 zu unterstützen, ein
Vorwurf, den Ruanda trotz zahlreicher Beweise, die diese Behauptung untermauern, bestreitet. Nach Jahren der Ruhe
begann die M23 im Jahr 2021 mit Angriffen und hat sich seitdem zu einer der mächtigsten militanten Gruppen in der
Demokratischen Republik Kongo entwickelt, einem Land, das von Spannungen zwischen schätzungsweise 120 militanten
Gruppen zerrissen ist.

Die Demokratische Republik Kongo besteht größtenteils aus Christen, etwa 95 % der Bevölkerung bekennen sich zu
irgendeinem Zweig des Christentums. Obwohl die M23 nicht in erster Linie durch religiöse Feindseligkeit gegenüber Christen
motiviert ist, deuten Berichte darauf hin, dass ihre Angriffe erhebliche Auswirkungen auf die religiöse Praxis haben und
möglicherweise in ethnoreligiösen Spannungen wurzeln, die auf den Völkermord in Ruanda zurückgehen.

Andere Gruppen in der Demokratischen Republik Kongo, wie z. B. die ADF (Allied Democratic Forces), sind ausdrücklich
islamistisch motiviert und haben in den letzten Jahren der christlichen Bevölkerung und ihren Gotteshäusern erheblichen
Schaden zugefügt.

Die Friedensmission der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo (MONUSCO) hat im vergangenen Monat
damit begonnen, sich aus dem Land zurückzuziehen, heißt es in einer Erklärung der Truppe. Die MONUSCO ist seit mehr als
13 Jahren in dem Land tätig und zählte vor dem Abzug fast 18.000 Mitarbeiter, darunter etwa 14.000 bewaffnete Soldaten.

Trotz der um sich greifenden Unsicherheit und der Unfähigkeit der kongolesischen Regierung, die Gewalt vor allem im
Norden und Osten des Landes einzudämmen, hat sich die UN-Mission in den letzten Jahren bei den kongolesischen
Regierungsvertretern zunehmend unbeliebt gemacht. Im Dezember stimmte der UN-Sicherheitsrat dem Abzug zu, nachdem
der kongolesische Präsident Felix Tshisekedi einige Monate zuvor einen beschleunigten Abzug beantragt hatte.

Quelle: International Christian Concern; www.persecution.org

Aus dem Englischen übersetzt und überarbeitet von AKREF
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MOSAMBIK: Über 67.000 Menschen auf derMOSAMBIK: Über 67.000 Menschen auf der
Flucht vor dschihadistischer GewaltFlucht vor dschihadistischer Gewalt
IIRF-D/fides/Tübingen/08.03.24 - Die Schrecken der dschihadistischen Überfälle im nördlichen Mosambik gehen immer
weiter. Die Islamisten haben es auf die Ressourcen der Region, vor allem Erdgas, zur Finanzierung ihres Dschihads in
Ostafrika abgesehen. Leidtragende sind unschuldige Bürgerinnen und Bürger, vor allem Christen, die unter Androhung und
Anwendung von Gewalt aufgefordert werden, zum Islam überzutreten (wir berichteten). Die katholische Nachrichtenagentur
Fides berichtet aus Maputo: »Insgesamt 67.321 Menschen sind in den letzten Wochen durch bewaffnete Angriffe in der
Provinz Cabo Delgado im Norden Mosambiks vertrieben worden. Dies teilte Filimão Suaze, Sprecher der Regierung in
Maputo, mit und fügte hinzu, dass die Vertriebenen in andere Teile der Provinz Cabo Delgado und in den Bezirk Eráti in der
Provinz Nampula geflohen sind und „in Aufnahmezentren oder bei Verwandten Zuflucht gefunden haben". "Im Moment
sprechen wir von 67.321 Vertriebenen, was 14.217 Familien entspricht", präzisierte er.
Nach Angaben des UN-Hochkommissariats für Flüchtlinge wurden unterdessen zwischen Anfang Februar und Anfang März
fast 100.000 Menschen vertrieben, nachdem Kämpfer des Islamischen Staates Mosambik eine neue Offensive in der
zentralen und südlichen Küstenregion von Cabo Delgado gestartet hatten. Nach Angaben des Regierungssprechers ist es
einigen Menschen, die zuvor geflohen waren, gelungen, in ihre Dörfer zurückzukehren.
Der Bischof von Pemba, António Juliasse Ferreira Sandramo, sagte jedoch in einer Erklärung gegenüber der portugiesischen
Nachrichtenagentur „Lusa“, dass "die Sicherheitsbedingungen für die Vertriebenen in der gesamten Mazeze-Region noch
nicht gegeben sind, damit sie in ihr altes Leben zurückkehren können". „Sollten die Vertriebenen zurückkehren liegt es auf
der Hand, dass auch die Missionare, die Ordensleute, zurückkehren werden, denn sie stehen im Dienst der Menschen",
betonte der Bischof in diesem Zusammenhang.
Die Bevölkerung flieht insbesondere vor der Gewalt der dschihadistischen Kämpfer der Gruppierung „Ansar al-Sunna“, die
auch „Ahlu Sunna Wal Jammah“ genannt wird und mit dem Islamischen Staat verbunden und auch als Shabaab bekannt ist
(obwohl sie offenbar keine Verbindung zu ihren somalischen Shabaab-Milizen hat).
Trotz der starken dschihadistischen Prägung, so Bischof Sandramo, zielen die "Shabaab" auch wahllos auf Muslime. "Die
Rhetorik dieser Gruppen stimmt mit der des Islamischen Staates überein, dem sie nach eigenen Angaben angehören", und
deshalb "sind wir nicht so besorgt, als wenn sie gegen Katholiken kämpfen würden", so der Bischof, für den Armut und
soziale Ausgrenzung die Hauptfaktoren sind, die junge Menschen dazu bringen, sich den Dschihadisten anzuschließen.
„Ansar al-Sunna“ beweist, dass sie über immer stärkere und effektivere militärische Fähigkeiten verfügt. Am 2. März führten
sie einen Angriff mit 500 Kämpfern im Bezirk Quissanga gegen eine Stellung der mosambikanischen Schnellen
Eingreiftruppe (UIR), die nur von 40 Soldaten verteidigt wurde. Die Eliteeinheit der mosambikanischen Armee wurde in die
Flucht geschlagen. Die Soldaten gaben an, dass die dschihadistische Gruppe aus etwa 500 Männern sowie Frauen und
Kindern bestand, insgesamt etwa 700 Personen. Die Frauen und Kinder wurden dabei als menschliche Schutzschilde
eingesetzt, um die Soldaten daran zu hindern, auf die Dschihadisten zu schießen. Die Dschihadisten waren auch mit
hochentwickelten Waffen ausgerüstet.«
(L.M.) (Fides 7/3/2024)

Quelle: https://www.fides.org/de/news/74803-
AFRIKA_MOSAMBIK_Ueber_67_000_Menschen_auf_der_Flucht_vor_dschihadistischer_Gewalt
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Nigeria: Mehr als 600 Entführungen in Nigeria inNigeria: Mehr als 600 Entführungen in Nigeria in
einer Wocheeiner Woche
 

IIRF-D/ICC/Tübingen/12.03.24 - Terroristische Gruppen haben diese Woche im Norden Nigerias mindestens 687 Menschen
entführt.

Am Sonntag, den 3. März, entführten bewaffnete Kämpfer der Terrorgruppe Boko Haram mindestens 400 Menschen aus
mehreren Lagern für Binnenvertriebene im nördlichen Bundesstaat Borno. Am Donnerstag, den 7. März, griffen unbekannte
bewaffnete Hirten eine Schule in Kuriga im Bundesstaat Kaduna an und entführten mindestens 287 Schüler und Lehrer.

Diese schrecklichen Berichte kommen nur sieben Tage vor dem 10. Jahrestag der Entführung von Schulmädchen in Chibok,
die die internationale Kampagne #bringbackourgirls auslöste. Boko Haram entführte 2014 276 Schulmädchen aus Chibok,
von denen 98 noch immer festgehalten werden.

Boko Haram wurde 2002 gegründet und ist international anerkannt als eine islamistische Terrorgruppe, die für den Tod und
die Entführung von Tausenden Nigerianern verantwortlich ist. Mit dem Namen, der aus der Hausa-Sprache der Region mit
"Westliche Bildung ist verboten" übersetzt wird, lehnt die Gruppe westliche Ideale ab.

Boko Haram und andere militante Gruppen in Nigeria tragen dazu bei, dass Nigeria vom US-Außenministerium weiterhin als
besonders besorgniserregendes Land (Country of Particular Concern, CPC) eingestuft wird. Diese Einstufung verlangt von
der Regierung der Vereinigten Staaten, sich mit der religiösen Verfolgung in Nigeria zu befassen, die in den letzten 15
Jahren zum Tod von mehr als 50.000 Christen geführt hat. Umgerechnet bedeutet das, dass im Durchschnitt alle zwei
Stunden ein Christ einen gewaltsamen Tod stirbt.

Die Bevölkerung Nigerias besteht zu etwa 48,1 % aus Christen und zu 50 % aus Muslimen, wobei die Muslime hauptsächlich
den Norden und die Christen den Süden bevölkern. Mit 225 Millionen Einwohnern ist Nigeria eines der
bevölkerungsreichsten Länder Afrikas und eines der wirtschaftlich stärksten.

In den 15 Jahren, in denen die US-Kommission für internationale Religionsfreiheit (USCRIF) dem Außenministerium
empfohlen hat, Nigeria als CPC (Country of Paricula Concern) zu benennen, wurde es nur einmal, im Jahr 2020, ernannt.

Mehrere Mitglieder des US-Kongresses haben in letzter Zeit Schritte unternommen, um dieses Problem zu bekämpfen. In
den ersten beiden Monaten des Jahres 2024 veranstaltete der Unterausschuss für internationale Angelegenheiten des US-
Repräsentantenhauses zwei Treffen zur Zukunft der Religionsfreiheit in Nigeria.

Die anhaltenden Angriffe zeigen die mangelnde Wirksamkeit der aktuellen nigerianischen Politik sowie der internationalen
Politik zum Schutz der Menschenrechte und der grundlegenden Sicherheit.

 Quelle: https://www.persecution.org/2024/03/08/more-than-600-kidnapped-in-northern-nigeria-this-week/
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Nigeria: Mord und EntführungNigeria: Mord und Entführung
IIRF-D/MorningStarNews/Tübingen/14.03.24 - Muslimische Terroristen haben bei einem Angriff am Rande der Stadt Kaduna
im Norden Nigerias zwei Christen getötet und Dutzende entführt.

Die Angreifer drangen in der Nacht zum 28. Februar in Gonin Gora ein, einem überwiegend christlichen Dorf im Bezirk
Chikun im Süden des Bundesstaates Kaduna, wie Anwohner berichteten.

"Die Angreifer, von denen wir wissen, dass es sich um muslimische Banditen handelt, die die Christen im Bundesstaat
Kaduna terrorisieren, griffen das Gebiet Angwan Auta von Gonin Gora an und töteten zwei Christen", sagte die Anwohnerin
Patience Ali gegenüber Christian Daily International-Morning Star News in einer Textnachricht. "Sie brachen auch in etwa
10 Häuser ein, die Christen gehören, und entführten Dutzende von Mitgliedern dieser Haushalte."

Jedidiah John, ein weiterer Bewohner der Gegend, berichtete ebenfalls über den Tod der beiden Christen und sagte: "Die
Terroristen sind in etwa 11 Häuser eingebrochen. Eine unbestimmte Anzahl von christlichen Bewohnern wurde ebenfalls
entführt und an einen unbekannten Ort gebracht".

Der Einwohner Sunday Audu sagte, die "muslimischen Banditen" hätten gegen 23 Uhr angegriffen und seien erst am frühen
Morgen des 29. Februar wieder abgezogen.

Die Polizei bestätigte den Angriff auf die Gemeinde Gonin Gora und erklärte, dass Sicherheitskräfte in das Gebiet entsandt
wurden, um die ständigen Angriffe einzudämmen.

Samuel Aruwan, Beauftragter des Ministeriums für Innere Sicherheit und Inneres des Bundesstaates, sagte gegenüber
Christian Daily International-Morning Star News, dass sein Büro Notrufe aus der Gonin Gora Gemeinde erhalten habe. "Die
Regierung des Bundesstaates Kaduna hat die Sicherheitsbehörden angewiesen, dringend ihr Personal in das Gebiet zu
entsenden, um die Angreifer zurückzuschlagen".

Nigeria ist nach wie vor der tödlichste Ort der Welt, an dem die Nachfolge Christi gelebt wird. Zwischen dem 1. Oktober 2022
und dem 30. September 2023 wurden dort 4.118 Menschen wegen ihres Glaubens getötet, so der Bericht der World Watch
List (WWL) 2024 von Open Doors. In Nigeria wurden auch mehr Christen entführt als in jedem anderen Land, nämlich 3.300.

Die überwiegend muslimischen Fulani, deren Zahl in Nigeria und der Sahelzone in die Millionen geht, bestehen aus
Hunderten von Clans mit vielen verschiedenen Abstammungslinien, die keine extremistischen Ansichten vertreten, aber
einige Fulani sind Anhänger einer radikalen islamistischen Ideologie, so die All-Party Parliamentary Group for International
Freedom or Belief (APPG) des Vereinigten Königreichs in einem Bericht für 2020.

"Sie verfolgen eine vergleichbare Strategie wie Boko Haram und ISWAP und zeigen eine klare Absicht, Christen und starke
Symbole der christlichen Identität ins Visier zu nehmen", heißt es im APPG-Bericht.

https://morningstarnews.org/2024/03/muslim-terrorists-kill-two-christians-in-kaduna-state-nigeria/
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Pakistan: 10-jähriges Mädchen entführt undPakistan: 10-jähriges Mädchen entführt und
zwangskonvertiertzwangskonvertiert
IIRF-D/MorningStarNews/Tübingen/14.03.24 - Die christlichen Eltern eines 10-jährigen Mädchens in Pakistan, das letzten
Monat entführt und gewaltsam zum Islam konvertiert wurde, befürchten, dass sie an Sexhändler verkauft werden könnte.

Am 12. Februar wurde Laiba Suhail von vier Nicht-Muslimen auf Geheiß eines Muslims, Shaukat Shah, aus ihrem Haus in
Chak 233-RB Ikhlaq Town im Bezirk Faisalabad in der Provinz Punjab entführt. Die Behörden verweigern eine strafrechtliche
Verfolgung, so ihr Vater, Suhail Masih.

Shah ist in der Region dafür bekannt, dass er Kinder unter Zwang zum Islam bekehrt, sie dazu zwingt, vor Gericht zu
erklären, dass sie absichtlich konvertiert sind, und sie später unter dem Vorwand, sie religiös zu erziehen, aus Heimen holt,
so Masih.

Ein Gericht wies seine Tochter auf ihren Antrag hin in ein Frauenhaus ein, nachdem die Polizei Masih am 15. Februar
darüber informiert hatte, dass sie einen Antrag eingereicht hatte, in dem sie behauptete, zum Islam konvertiert zu sein.
Masih sagte, er habe erfahren, dass Shah das Sorgerecht für seine Tochter im Frauenhaus übernommen habe.

"Das ist Shahs Modus Operandi", sagte Masih gegenüber Christian Daily International-Morning Star News. "Niemand weiß,
was mit seinen Opfern geschieht, nachdem sie ihm übergeben wurden. Wir befürchten, dass er und seine Komplizen in den
Sexhandel verwickelt sind und diese minderjährigen Mädchen verkaufen, wenn sie sehen, dass die Familien nicht in der Lage
sind, die Angelegenheit vor Gericht weiter zu verfolgen."

Er beklagte, dass die Polizeistation Roshan Wala nichts unternommen hat, um seine Tochter zurückzuholen, obwohl die
Familie einen Entführungsfall gegen Shah gemeldet hatte.

"Am 15. Februar informierte uns die Polizei, dass Laiba bei einem Richter einen Antrag gestellt hatte, in dem sie
behauptete, sie sei aus freien Stücken zum Islam übergetreten, nachdem sie von den islamischen Lehren beeindruckt
worden sei", sagte Masih. "Wir gingen sofort zum Gericht, wo wir unsere minderjährige Tochter von mehreren Polizisten
umgeben sahen. Trotz unserer wiederholten Bitten durften wir nicht mit ihr sprechen. Die Polizei führte sie später dem
Richter vor, wo sie Berichten zufolge den Inhalt des Antrags wiederholte. Sie beantragte auch, in das Dar Ul Aman
[Frauenhaus] geschickt zu werden, was der Richter zuließ".

Masih sagte, die Familie habe hilflos mit ansehen müssen, wie Shah und die Polizei seine Tochter in das Frauenhaus
brachten.

"Nach Laibas Aussage vor Gericht, die meiner Meinung nach unter Zwang zustande gekommen war, konnten wir nichts mehr
tun", sagte er. "Wir hatten keine Gelegenheit, sie zu fragen, unter welchen Umständen sie zu dieser Aussage gezwungen
wurde."

Masih stellte in Frage, wie ein 10-jähriges Mädchen freiwillig zum Islam konvertieren konnte, wenn es nicht einmal eine
Grundausbildung, geschweige denn eine religiöse Ausbildung hatte.

"Es ist eine eklatante Lüge, dass meine Tochter ihren Glauben freiwillig gewechselt hat", sagte er. "Das bisschen
Religionsunterricht, das sie hat, stammt aus der Sonntagsschule der Kirche. Sie hatte keinen Kontakt zu Muslimen, weil sie
den ganzen Tag zu Hause blieb, um sich um mich und ihre Mutter zu kümmern."

Masih, ein Mitglied der Church of Pakistan, ist in beiden Beinen verkrüppelt, und weder er noch seine Frau können aufgrund
gesundheitlicher Probleme arbeiten, sagte er.

Die christliche Anwältin Sumera Shafique sagte gegenüber Christian Daily International-Morning Star News, dass die
verarmte Familie sofort einen Antrag beim Obersten Gericht auf Wiedererlangung von Laiba stellen sollte. Die Familie hat
noch keinen Anwalt gefunden, der ihr hilft.

"Laibas Fall ist ein weiteres Beispiel dafür, wie die Scharia [islamisches Recht] herangezogen wird, um das Alter einer
Minderjährigen zu untergraben", sagte Shafique. "In ihrer Aussage vor dem Richter behauptete das Mädchen, sie sei
erwachsen, aber in ihrer offiziellen Geburtsurkunde ist ihr Alter mit 10 Jahren und zwei Monaten angegeben."
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Die Staatsanwältin hat mehrere christliche Kinder ausfindig gemacht, die Opfer von Zwangskonvertierungen und
Zwangsheiraten wurden, darunter Maira Shahbaz, die 2020 entführt und zwangskonvertiert wurde.

Shafique bedauerte, dass die Familien der Opfer, die oft Analphabeten und arm sind, von lokalen Aktivisten für ihre eigenen
Interessen benutzt werden, was den Fällen schadet und zu langen Verzögerungen bei der Wiedererlangung der entführten
Mädchen führt.

"Die Familien der Opfer sollten sich sofort um rechtliche Hilfe bemühen, anstatt sich an Schlepper zu wenden, die nur darauf
aus sind, aus ihrer Notlage Geld zu machen", sagte sie. "In diesem Fall ist ein Monat vergangen, aber die Familie hat ihre
Tochter nicht ein einziges Mal sehen können.

Es müsse sofort eine Habeas-Corpus-Petition beim Obersten Gerichtshof von Lahore eingereicht werden, sagte sie.

"Das Kind ist kaum 10 Jahre alt, und ich glaube, dass das Hohe Gericht ihre Konvertierungsangelegenheit sehr ernst nehmen
wird", sagte sie und fügte hinzu, dass ein rechtzeitiges rechtliches Eingreifen das Mädchen vor weiterer sexueller
Ausbeutung bewahren könnte.

Masih sagte, vier Nicht-Muslime, die für Shah arbeiten - Irfan Masih, Khurram Masih, Aneeqa Masih und Grace Masih -
hätten Laiba gegen Mitternacht aus seinem Haus entführt, während die Familie schlief.

"Nach der Entführung meiner Tochter erfuhren wir, dass diese Bande auch in mehrere andere Fälle von Entführung und
Zwangskonvertierung minderjähriger christlicher Mädchen in Faisalabad verwickelt war", sagte er. "Dank des Einflusses von
Shaukat Shah, der dafür berüchtigt ist, religiöse Bekehrungen von minderjährigen Mädchen durchzuführen, ist es ihnen
gelungen, sich den rechtlichen Schritten zu entziehen.

Der 55-jährige Christ sagte, dass sein ältester Sohn, der 25 Jahre alt ist, als Tagelöhner arbeitet und der einzige Ernährer der
Familie ist. Laiba ist das jüngste seiner drei Kinder und wurde 12 Jahre nach seinem zweiten Kind geboren.

"Ich musste Laiba schon früh aus der Schule nehmen, weil wir uns ihre Ausbildung aufgrund unserer geringen finanziellen
Mittel nicht leisten konnten", sagte er.

Masih sagte, er sei entschlossen, seine Tochter um jeden Preis zu retten.

"Ich appelliere an christliche Verantwortliche, sich zu melden und mir zu helfen, meine minderjährige Tochter zu retten",
sagte er. "Sie ist nur ein Kind, das diesen Räubern zum Opfer gefallen ist, die sich als religiöse Führer ausgeben".

https://morningstarnews.org/2024/03/christian-girl-10-kidnapped-and-forcibly-converted-in-pakistan/
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Pakistan: Christ wegen Blasphemie-Pakistan: Christ wegen Blasphemie-
Beschuldigung verhaftetBeschuldigung verhaftet
IIRF-D/MorningStarNews/Tübingen/14.03.24 - Ein ehemaliger Klassenkamerad eines 18-jährigen Christen in Pakistan
beschuldigte ihn der Gotteslästerung, nachdem er sich geweigert hatte, zum Islam zu konvertieren, was das Studium des
Angeklagten und die Hoffnungen seiner Familie auf eine bessere Zukunft behinderte.

Die Polizei verhaftete Ashbeel Ghauri am 6. März in seinem Haus in der Stadt Attock in der Provinz Punjab, nachdem sein
ehemaliger Klassenkamerad Sheraz Gulistan ihn während einer religiösen Diskussion in einer WhatsApp-Gruppe vor zwei
Monaten beschuldigt hatte, den Islam nicht zu respektieren, sagte sein Vater Babar Ghauri.

"Wir waren schockiert, als die Polizei kam, um Ashbeel zu verhaften", sagte Ghauri. "Mein Sohn hatte uns vorher nicht
mitgeteilt, dass Sheraz und einige andere muslimische Klassenkameraden ihn unter Druck gesetzt hatten, seinen
christlichen Glauben zu wechseln."

Ashbeel Ghauri, ein gläubiger Christ, der seinen Glauben leidenschaftlich vertritt, hatte das College begonnen, während
sein ehemaliger Klassenkamerad Sheraz ein islamisches Seminar (Madrassa) besuchte, sagte sein Vater, der der
presbyterianischen Kirche angehört. Sheraz und andere Muslime hätten Ashbeel Ghauri bei mehreren Gelegenheiten in
religiöse Diskussionen verwickelt, um ihn zu bekehren, sagte er.

Seine ehemaligen Klassenkameraden hätten ihn in einen falschen Blasphemie-Fall verwickelt, um seine Bildungskarriere
und seine Aussichten zu zerstören, weil er sich geweigert habe, seinem Glauben an Christus abzuschwören, sagte Babar
Ghauri.

"Ashbeel hat kategorisch bestritten, sich abfällig über den Islam geäußert zu haben", so Babar Ghauri gegenüber Christian
Daily International-Morning Star News. "Er hat immer akademische Fragen über den islamischen Glauben gestellt, wenn er
zu einem solchen Gespräch gezwungen wurde. Als Christen, die in Pakistan leben, sind wir uns alle der Empfindlichkeiten
bewusst, die mit religiösen Diskussionen verbunden sind, und unsere Kinder werden vom ersten Tag an gelehrt, sich nicht
auf solche Diskussionen einzulassen".

Ashbeel Ghauri ist das älteste von drei Kindern, und die Familie hofft, dass er eine bessere Zukunft hat, so sein Vater.

"Es ist eine entscheidende Zeit für meine Familie, vor allem für Ashbeel, aber wir wissen, dass Gott uns durch diese Prüfung
führen wird und er im Glauben siegreich daraus hervorgehen wird", sagte er. "Seine Mutter und ich haben ihn am 8. März im
Gefängnis getroffen, und obwohl er über seinen Zustand besorgt ist, sagte Ashbeel uns, wir sollten uns keine Sorgen
machen, denn er weiß, dass Christus ihn nicht verlassen wird."

Sheraz Gulistan beschuldigte ihn, im Januar in WhatsApp-Textnachrichten gesagt zu haben, dass er nicht an den
islamischen Allah glaube. Dies geht aus dem ersten Informationsbericht Nr. 185/24 hervor, der auf der Polizeistation von
Attock City gemäß Abschnitt 295-A des pakistanischen Blasphemiegesetzes registriert wurde.

In den Textnachrichten soll Ashbeel auch das islamische Konzept in Frage gestellt haben, das muslimischen Männern vier
Ehen erlaubt, sagte sein Anwalt Nadeem Hassan von der Rechtshilfegruppe Christians True Spirit (CTS).

"Der Beschwerdeführer behauptet dann, dass der Christ in einem WhatsApp-Anruf an ihn gesagt haben soll, dass der Islam
eine falsche Religion sei und seine Lehren ebenfalls falsch seien", sagte Hassan gegenüber Christian Daily International-
Morning Star News. "Ashbeel erklärte lediglich, dass er an den Gott der Bibel glaube und dass sein christlicher Glaube im
Gegensatz zu den islamischen Lehren keine vier Ehen zulasse. Die Behauptung des Beschwerdeführers, Ashbeel habe den
Islam während eines Telefongesprächs als falsche Religion bezeichnet, wurde nicht mit Beweisen untermauert."

Abschnitt 295-A bezieht sich auf die Verletzung religiöser Gefühle und kann mit bis zu 10 Jahren Gefängnis oder einer
Geldstrafe oder beidem geahndet werden, sagte Hassan. Er sagte, er hoffe, dass das Gericht den christlichen Studenten auf
Kaution freilassen werde, da die von der Beschwerdeführerin geteilten Textnachrichten keine abfälligen Worte gegen den
islamischen Glauben enthielten.
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"Das Gericht sollte den Fall unter Berücksichtigung der Tatsache prüfen, dass Ashbeel keine Blasphemie begangen hat",
sagte Hassan. "Der Kläger hat den Fall auf der Grundlage von Textnachrichten angestrengt, die vor zwei Monaten
ausgetauscht wurden, was zeigt, dass er einen Groll gegen das Opfer hegte. Es wäre ein schwerwiegender Justizirrtum, wenn
das Gericht den Studenten nicht auf Kaution freilässt und ihm die Möglichkeit eines fairen Prozesses gibt."

Siehe auch den Bericht über den Versuch, den Missbrauch der Blasphemie – Gesetze  zu verhindern.

https://morningstarnews.org/2024/03/christian-in-pakistan-accused-of-blasphemy-for-refusing-to-convert-he-says/
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Pakistan: Stopp des Missbrauchs derPakistan: Stopp des Missbrauchs der
Blasphemiegesetze angestrebtBlasphemiegesetze angestrebt
Befürworter sagen, dass ein mehrgleisiger Ansatz gegen religiöse Intoleranz erforderlich ist.Befürworter sagen, dass ein mehrgleisiger Ansatz gegen religiöse Intoleranz erforderlich ist.

IIRF-D/MorningStarNews/Tübingen/14.03.24 - Angesichts der sprunghaft ansteigenden Zahl von Blasphemievorwürfen in
Pakistan im Jahr 2023 bekräftigen Rechtsaktivisten ihre Forderung nach einer Gesetzgebung gegen den eklatanten
Missbrauch der berüchtigten Blasphemiegesetze des Landes.

Nach Angaben des Center for Social Justice (CSJ), einer in Lahore ansässigen Interessengruppe, wurden im Jahr 2023
mindestens 329 Personen der Blasphemie beschuldigt. Unter den Angeklagten waren 247 Muslime, 65 Ahmadis, 11 Christen
und ein Hindu, während die Religionszugehörigkeit von fünf weiteren Personen unbekannt war.

Nach Angaben des Anwalts Lazar Allah Rakha vom Obersten Gerichtshof in Lahore hat die Zahl der Blasphemievorwürfe in
den letzten Jahren stark zugenommen.

"Der Staat muss Gesetze gegen falsche Anschuldigungen der Blasphemie erlassen, denn dieser Missbrauch hängt wie ein
Damoklesschwert über den Köpfen aller Bürger, unabhängig von ihrer Glaubenszugehörigkeit", so Rakha gegenüber
Christian Daily International-Morning Star News. "Die Situation hat sich so verschlimmert, dass jetzt fast täglich Menschen
wegen kleinerer Streitigkeiten zur Zielscheibe werden."

Aufgrund der Risiken, die mit Blasphemiefällen verbunden sind, neigen Richter dazu, Anhörungen zu vertagen, was zu einer
längeren Inhaftierung der Verdächtigen führt -  laut Rakha eine schwere Verletzung ihrer Menschenrechte.

"Das gesamte System muss im Interesse der Gerechtigkeit überarbeitet werden", sagte der Anwalt, der bereits viele
Menschen, die fälschlicherweise der Blasphemie beschuldigt wurden, erfolgreich verteidigt hat.

Laut CSJ wurden in der Provinz Punjab mit 179 die meisten Menschen der Blasphemie beschuldigt, gefolgt von 79 in der
Provinz Sindh, 37 in Azad Jammu und Kaschmir, 32 in Khyber Pakhtunkhwa und jeweils einer in Belutschistan und Gilgit-
Baltistan. Im Jahr 2023 wurden laut CSJ sieben Personen, die der Blasphemie beschuldigt wurden, außergerichtlich getötet,
darunter vier in Punjab und je eine in Khyber Pakhtunkhwa, Belutschistan und Azad Jammu Kaschmir.

Berichten zufolge wurden zwischen 1994 und 2023 95 Blasphemieverdächtige außergerichtlich getötet. Die einzige
Verurteilung für eine solche Tötung war die von Mumtaz Qadri, der im Februar 2016 hingerichtet wurde, nachdem er im
Januar 2011 den ehemaligen Gouverneur von Punjab, Salmaan Taseer, ermordet hatte.

Laut CSI wurden zwischen 1987 und 2023 mindestens 2.449 Personen wegen Blasphemie angeklagt. Die meisten
Angeklagten nach Religion waren 1.279 Muslime (52 Prozent), gefolgt von 782 Ahmadis (32 Prozent), 291 Christen (12
Prozent) und 45 Hindus (2 Prozent), während die Religionszugehörigkeit von anderen (2 Prozent) nicht bestätigt wurde.

In der Provinz Punjab gab es mit 1.770 die meisten Fälle (72 Prozent), gefolgt von 471 in Sindh (19 Prozent), 99 in Khyber
Pakhtunkhwa (4 Prozent), 55 in Azad Jammu Kashmir (2 Prozent), 35 in Islamabad, 12 in Belutschistan und sieben in Gilgit
Baltistan.

CSJ zitierte Daten der Gefängnisbehörde des Punjab, aus denen hervorging, dass am 13. Februar 587 Gefangene wegen
Blasphemie gemäß den Paragraphen 295-A, B und C des pakistanischen Strafgesetzbuches in den Gefängnissen der Provinz
inhaftiert waren. Davon befinden sich 515 in Untersuchungshaft, darunter 508 Männer, sechs Frauen und ein jugendlicher
Gefangener.

CSJ forderte die neue Regierung außerdem auf, eine Untersuchungskommission gemäß dem Pakistan Commission of Inquiry
Act von 1956 einzusetzen. Diese Kommission sollte damit beauftragt werden, den Missbrauch der Blasphemiegesetze zu
untersuchen und das Ausmaß und die Motive hinter solchen Fällen zu ermitteln, damit der Gerechtigkeit Genüge getan und
das Leben Unschuldiger geschützt wird.

CSJ-Exekutivdirektor Peter Jacob sagte, es sei dringend notwendig, kurz- und langfristige Strategien zu entwickeln und
umzusetzen, um der wachsenden religiösen Intoleranz in der pakistanischen Gesellschaft entgegenzuwirken.
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"Es gibt Zentren der Intoleranz, Indikatoren und Faktoren, die religiöse Intoleranz hervorrufen", sagte Jacob gegenüber
Christian Daily International-Morning Star News. "Das ist der Grund, warum jedes Mal, wenn wir bestimmte politische
Initiativen in Form des Nationalen Aktionsplans oder des Aktionsplans für Menschenrechte haben, die Botschaft nicht
durchgedrungen ist und die Aufstachelung zur Gewalt im Namen der Religion bei weitem nicht abgenommen hat."

Jacob, der kürzlich mit dem International Religious Freedom Award des US-Außenministeriums ausgezeichnet wurde, sagte,
dass jede Manifestation solcher Intoleranz ernst genommen werden sollte.

"Wir sollten uns jetzt einer umfassenden Politik nähern, die eine Überprüfung der Blasphemiegesetze, Bildungs- und
Sensibilisierungsprogramme usw. umfassen sollte", sagte er. "Der erste Schritt in diese Richtung sollte die Einsetzung einer
Untersuchungskommission sein, die sich nicht nur mit einem einzelnen Vorfall befasst, sondern mit dem gesamten
Phänomen der religiösen Intoleranz im Zusammenhang mit dem Missbrauch des Blasphemiegesetzes.

Im Oktober wurde der Ständige Ausschuss für Menschenrechte des Senats darüber informiert, dass landesweit 179 Personen
wegen Blasphemie inhaftiert waren und sich vor Gericht verantworten mussten, während 17 Personen bereits verurteilt
worden waren. Die Ergebnisse wurden dem Senatsausschuss von der Nationalen Menschenrechtskommission Pakistans
(NHRC) vorgelegt.

Zuvor hatte Senator Walid Iqbal, Vorsitzender des Ständigen Ausschusses für Menschenrechte des Senats, bei einer Sitzung,
die wenige Tage nach dem Anschlag vom 16. August in Jaranwala einberufen worden war, bei dem ein gewalttätiger Mob
Kirchengebäude und Dutzende von Häusern und Geschäften von Christen wegen des Vorwurfs der Blasphemie zerstörte, von
der NHRC Einzelheiten zu den Blasphemiefällen verlangt.

https://morningstarnews.org/2024/03/halt-to-abuse-of-blasphemy-laws-sought-in-pakistan/
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Spanien: 35.000 Teilnehmer beim „Marsch fürSpanien: 35.000 Teilnehmer beim „Marsch für
das Leben“das Leben“
(idea) In Spanien haben 35.000 Menschen ein Zeichen für das Lebensrecht gesetzt. Unter dem Motto „Si a la Vida“ (Ja zum
Leben) marschierten sie am 10. März durch die Straßen von Madrid. Veranstalter war ein Netzwerk von rund 500 spanischen
Lebensrechtsorganisationen.

Wie die Nachrichtenplattform „The European Conservative“ berichtete, machten die Anwesenden deutlich, dass „es keine
Menschen gibt, die aufgrund ihrer Gesundheit oder ihrer Leistungsfähigkeit weniger Wert haben“.

Zu Beginn der Veranstaltung sprach Madrids stellvertretender Bürgermeister Immaculate Sanz (Volkspartei) ein Grußwort.
Unter den Teilnehmern war auch die Chefin der nationalkonservativen Vox-Partei, Rocío Monasterio. Sie sagte gegenüber
der spanischen Online-Zeitung „El Debate“, die Verteidigung des Lebens sei grundlegend für politisches Handeln. „Alles
andere ist zweitrangig“, so Monasterio. Sie betonte, dass jegliche Politik die Menschenwürde verteidigen müsse.

Bei dem diesjährigen Marsch standen der Schutz und die Unterstützung von Menschen mit Behinderungen im Mittelpunkt.
Bei einer Abschlusskundgebung erzählten Familien mit behinderten Angehörigen von den positiven Seiten ihres Lebens.

Außerdem beklagten Redner auf der Veranstaltung den Mangel an öffentlichen Mitteln zur Unterstützung von Schwangeren.
So stünden dafür in Spanien nur 20 Millionen Euro zur Verfügung, während 40 Millionen Euro zur Finanzierung von
Abtreibungen bereitgestellt würden.
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Weltweit: Schikanen aus religiösen GründenWeltweit: Schikanen aus religiösen Gründen
nehmen zunehmen zu
(idea) Schikanen gegen religiöse Gruppen haben weltweit einen Höchststand erreicht. 2021 kam es in 190 Ländern zu
Übergriffen unterschiedlicher Art. Das geht aus einer Studie des US-Meinungsforschungsinstituts Pew Research Center
(Washington) hervor.

In 183 Staaten gingen die Schikanen von den Regierungen aus (2020: 178). Das ist der höchste Stand seit Beginn der
Untersuchung im Jahr 2007. In insgesamt 164 Ländern (2020:164) wurden Gläubige von gesellschaftlichen Gruppen oder
Privatpersonen aus religiösen Gründen belästigt.

In 157 Ländern kam es zu Schikanen sowohl durch die Regierung als auch durch nichtstaatliche Akteure. Sie reichten von
abfälligen Äußerungen oder öffentlichen Beleidigungen bis hin zu physischen Übergriffen, etwa in Form von
Sachbeschädigungen, Angriffen auf Personen, Festnahmen, Vertreibungen und Tötungen.

Christen in 160 Ländern verfolgt oder belästigtChristen in 160 Ländern verfolgt oder belästigt

Mit 105 betroffenen Ländern war Sachbeschädigung die häufigste Form der physischen Angriffe. In 65 Ländern wurden sie
von den Regierungen und in 80 Ländern von gesellschaftlichen Gruppen oder Privatpersonen verübt.

In Europa kam es in 45 Ländern zu Vorfällen dieser Art. Zu körperlichen Angriffen kam es in 91 Ländern weltweit.

Inhaftierungen aus religiösen Gründen gab es in 77 Staaten. Dazu zählt Pew sowohl Verhaftungen als auch Entführungen. In
38 Ländern kam es zu Vertreibungen aus religiösen Gründen, in 45 Ländern wurden Tötungen registriert.

Christen wurden 2021 in 160 Ländern von Regierungen oder privaten Akteuren belästigt oder verfolgt. Das sind fünf Länder
mehr als im Jahr zuvor. Muslime erlebten Schikanen und Übergriffe in 141 Ländern, gegenüber 145 im Jahr 2020. Juden
erlebten in 91 Ländern Anfeindungen (2020: 94).
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Disclaimer: Die Evangelische Allianz in Deutschland und ihr Arbeitskreis Religionsfreiheit- Menschenrechte-Einsatz für
verfolgte Christen stellen diese Informationen zur Verfügung ohne jede Kommentierung. Die Ansichten, die in den
Meldungen zum Ausdruck kommen, werden nicht ohne Weiteres von EAD oder AKREF geteilt.

Falls Sie die Erstellung und Verbreitung der AKREF Gebetsanliegen unterstützen möchten, können Sie gern eine Spende
richten an:
Evangelische Allianz in Deutschland (EAD)
Spendenkonto:
IBAN: DE87520604100000416800
BIC: GENODEF1EK1
Evangelische Kreditgenossenschaft
Verwendungszweck „AKREF"
Gerne können Sie auch online spenden.

LinksLinks

www.csi-de.de

https://islam.ead.de/

https://akref.ead.de/

https://akref.ead.de/gebet-fuer-verfolgte/

www.h-m-k.org

www.hilfsbund.de

www.hoffnungszeichen.de

www.idea.de/nachrichten.html

www.islaminstitut.de

www.kirche-in-not.de

www.opendoors.de

www.pro-medienmagazin.de

www.stanet.ch/APD

www.zenit.org

Menschenrechtsorganisationen:Menschenrechtsorganisationen:

www.amnesty.de

www.igfm.de

www.gfbv.de

Wichtige englischsprachige Internetseiten:Wichtige englischsprachige Internetseiten:

www.advocatesinternational.org [Anwälte im Auftrag der Allianz]

www.barnabasfund.org

www.csi-int.ch

www.forum18.org [Forum 18 News Service]

www.idop.org [Int. Seite des Gebetstages für verfolgte Christen]

www.iirf.eu [Internationales Institut für Religionsfreiheit]

www.meconcern.org [Middle East Concern]

www.persecutedchurch.org

www.persecution.net [Voice of the Martyrs/HMK]
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